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Gegenstand 
Änderung der Verbandssatzung des Zweckverbandes Breitband Landkreis Schwä-
bisch Hall 

 

Sachvortrag 
Bei der Finanzierung von Breitbandprojekten spielen Fördergelder und Kredite 
eine zentrale Rolle. Die Kommunen in Baden-Württemberg erhalten hierbei güns-
tige Konditionen, denn sie sind per Gesetz insolvenzunfähig. Damit besteht aus 
Sicht der Finanzierenden kein Ausfallrisiko. Auch Zweckverbände haben grund-
sätzlich die Möglichkeit, sogenannte Kommunalkredite von privaten Banken sowie 
zinsvergünstigte Fördergelder oder Direktkredite von der Kreditanstalt für den Wie-
deraufbau (KfW) zu erhalten.  
 
Voraussetzung ist die sogenannte Kommunalkreditfähigkeit. Hierfür müssen im 
Vergleich zu Kommunen zusätzliche Anforderungen erfüllt werden, wenn Gesell-
schaften in Privatrechtsform und damit insolvenzfähige Unternehmen Verbands-
mitglied sind. Dies erscheint zunächst widersprüchlich, weil auch ein Zweckver-
band kraft Gesetzes insolvenzunfähig ist. Aus Sicht von Kreditinstituten kommt es 
aber nicht nur auf die Vermeidung von Zahlungsausfällen an, sondern u.a. auch 
darauf, dass Ratenzahlungen nicht verzögert werden und aus dem Verzug keine 
Nachteile erwachsen. Da ein Zweckverband seinen nicht gedeckten Finanzbedarf 
durch Umlagen der Verbandsmitglieder deckt, muss sichergestellt sein, dass diese 
interne Kostendeckung die Rückzahlung des Kommunalkredits oder der Fördermit-
tel nicht negativ beeinträchtigt.  
 
Bei einem Zweckverband, der ausschließlich Gebietskörperschaften als Verbands-
mitglieder beheimatet, ist dies unproblematisch gegeben. Wenn allerdings juristi-
sche Personen des Privatrechts Mitglied bei einem Zweckverband sind, bestehen 
weitergehende Anforderungen zur Gewährleistung einer Kommunalkreditfähigkeit. 
Schließlich ist eine juristische Person in Privatrechtsform - im Vergleich zu Kom-
munen als Verbandsmitglieder - insolvenzfähig. Der Zweckverband muss deshalb 
so konstituiert sein, dass es im Falle einer Insolvenz des privatrechtlich organisier-
ten Verbandsmitglieds nicht zu Ausfällen bei der Abwicklung der Umlagen im In-
nenverhältnis kommt und deshalb keine Gefahr eines Ausfalls oder einer Verzöge-
rung der Rückzahlung von Krediten entstehen kann.  
 
Da beim Zweckverband Breitband Landkreis Schwäbisch Hall auch die Stadtwerke 
Crailsheim GmbH (SW Crailsheim) und die Stadtwerke Schwäbisch Hall GmbH 
(SW Schwäbisch Hall) Verbandsmitglieder sind, mithin also juristische Personen 
des Privatrechts, muss in der Satzung ausdrücklich geregelt werden, dass die 



verbleibenden (nicht insolvenzfähigen) Verbandsmitglieder im Falle eines Ausfalls 
der SW Crailsheim und SW Schwäbisch Hall oder für andere juristische Personen 
des Privatrechts für den Ausfall „einspringen“. In der gegenwärtigen Zweckver-
bandssatzung fehlt eine solche ausdrückliche Regelung. Aus diesem Grund soll 
mit der beabsichtigten Satzungsänderung die Kommunalkreditfähigkeit des Zweck-
verbands herbeigeführt werden, um für zukünftige Breitbandprojekte KfW-Förder-
mittel und zinsgünstige Kredite in Anspruch nehmen zu können. 
 
Da die geplante Satzungsänderung eine Haftungserweiterung für die Mitglieds-
kommunen bzw. den Landkreis als Verbandsmitglied darstellt, müssen diese vorab 
darüber beschließen, wie ihre Vertreter in der Verbandsversammlung bei der Be-
schlussfassung abzustimmen haben. 
 

 

Beschlussvorschlag 
Der Gemeinderat nimmt den Sachverhalt in seiner Sitzung vom 22.07.2025 zur 
Kenntnis und ermächtigt Bürgermeister André Dörr, im Rahmen der anstehenden 
Beschlussfassung der Verbandsversammlung des Zweckverbands Breitband 
Landkreis Schwäbisch Hall einer Änderung der Verbandssatzung gemäß Anhang 
1 und 2 zuzustimmen. 
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Michelbach, den 04.07.2025 
 
André Dörr 
Bürgermeister 


